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Der Versicherungsschutz

§ 1
Gegenstand, Umfang und
Geltungsbereich des
Versicherungsschutzes

(1) Der Versicherer leistet im
Versicherungsfall in vertragli-
chem Umfang Ersatz von Auf-
wendungen für Pflege oder ein
Pflegetagegeld.

(2) Versicherungsfall ist die Pfle-
gebedürftigkeit einer versicher-
ten Person. Pflegebedürftigkeit
im Sinne dieser Bedingungen
liegt vor, wenn die versicherte
Person so hilflos ist, dass sie
nach objektivem medizinischem
Befund für die in Abs. 3 genann-
ten Verrichtungen im Ablauf des
täglichen Lebens in erhebli-
chem Umfang täglich der Hilfe
einer anderen Person bedarf.
Der Versicherungsfall beginnt
mit der ärztlichen Feststellung
der Pflegebedürftigkeit. Er en-
det, wenn Pflegebedürftigkeit
nicht mehr besteht.

(3) Als Verrichtungen im Ablauf
des täglichen Lebens gelten
Aufstehen und Zubettgehen,
An- und Auskleiden, Waschen,
Kämmen und Rasieren, Einneh-
men von Mahlzeiten und Ge-
tränken, Stuhlgang und Wasser-
lassen.

(4) Der Umfang des Versiche-
rungsschutzes ergibt sich aus
dem Versicherungsschein, spä-
teren schriftlichen Vereinbarun-
gen, den Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen (Musterbe-
dingungen mit Anhang, Tarif mit
Tarifbedingungen) sowie den
gesetzlichen Vorschriften. Das
Versicherungsverhältnis unter-
liegt deutschem Recht.

(5) Der Versicherungsschutz er-
streckt sich auf Pflege in der
Bundesrepublik Deutschland. Er
kann durch Vereinbarung auf
das Ausland ausgedehnt wer-
den.

(6) Der Versicherungsnehmer
kann die Umwandlung der Versi-
cherung in einen gleichartigen
Versicherungsschutz verlangen,
sofern die versicherte Person
die Voraussetzungen für die Ver-
sicherungsfähigkeit erfüllt. Der
Versicherer ist zur Annahme ei-
nes solchen Antrags spätestens
zu dem Zeitpunkt verpflichtet,
zu dem der Versicherungsneh-
mer die Versicherung hätte kün-
digen können (§ 13).* Die er-

* Das BaFin vertritt die Auffassung, dass die
vorgesehene Annahmefrist das Recht des VN
nach § 178 f VVG beschränke, den Tarif zu dem
von ihm gewünschten Zeitpunkt zu wechseln, so
dass ein Verstoß gegen § 178 o VVG vorliege. Die
Annahme des Antrags müsse entsprechend dem
allgemeinen Vertragsrecht in einer angemesse-
nen Frist erfolgen.
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worbenen Rechte bleiben erhal-
ten; die nach den technischen
Berechnungsgrundlagen gebil-
dete Rückstellung für das mit
dem Alter der versicherten Per-
son wachsende Wagnis (Alte-
rungsrückstellung) wird nach
Maßgabe dieser Berechnungs-
grundlagen angerechnet. So-
weit der neue Versicherungs-
schutz höher oder umfassender
ist, kann insoweit ein Risikozu-
schlag (§ 8 a Abs. 3 und 4) ver-
langt oder ein Leistungsaus-
schluss vereinbart werden; fer-
ner sind für den hinzukommen-
den Teil des Versicherungs-
schutzes Wartezeiten (§ 3
Abs. 6) einzuhalten. Der Um-
wandlungsanspruch besteht bei
Anwartschafts- und Ruhensver-
sicherungen nicht, solange der
Anwartschaftsgrund bzw. der
Ruhensgrund nicht entfallen ist,
und nicht bei befristeten Versi-
cherungsverhältnissen.*

§ 2
Beginn des
Versicherungsschutzes

(1) Der Versicherungsschutz be-
ginnt mit dem im Versiche-

rungsschein bezeichneten Zeit-
punkt (Versicherungsbeginn), je-
doch nicht vor Abschluss des
Versicherungsvertrages (insbe-
sondere Zugang des Versiche-
rungsscheines oder einer
schriftlichen Annahmeerklä-
rung) und nicht vor Ablauf der
Wartezeit. Für Versicherungsfäl-
le, die vor Beginn des Versiche-
rungsschutzes eingetreten sind,
wird nicht geleistet. Nach Ab-
schluss des Versicherungsver-
trages eingetretene Versiche-
rungsfälle sind nur für den Teil
von der Leistungspflicht ausge-
schlossen, der in die Zeit vor
Versicherungsbeginn oder in die
Wartezeit fällt. Bei Vertragsän-
derungen gelten die Sätze 1 bis
3 für den hinzukommenden Teil
des Versicherungsschutzes.

(2) Bei Neugeborenen beginnt
der Versicherungsschutz ohne
Wartezeiten unmittelbar nach
der Geburt, wenn am Tage der
Geburt ein Elternteil mindestens
drei Monate beim Versicherer
versichert ist und die Anmel-
dung zur Versicherung spätes-
tens zwei Monate nach dem Ta-
ge der Geburt rückwirkend zum
Ersten des Geburtsmonats er-
folgt. Der Versicherungsschutz
darf nicht höher oder umfassen-
der als der eines versicherten
Elternteils sein.

* Das BaFin vertritt die Auffassung, dass der
VN gemäß § 178 f VVG einen Anspruch auf Um-
wandlung einer Anwartschafts- oder Ruhensver-
sicherung bezüglich eines Tarifs in eine solche be-
züglich eines anderen Tarifs mit gleichartigem
Versicherungsschutz habe; die Regelung also ge-
gen § 178 o VVG verstoße.
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(3) Der Geburt eines Kindes
steht die Adoption gleich, so-
fern das Kind im Zeitpunkt der
Adoption noch minderjährig ist.
Mit Rücksicht auf ein erhöhtes
Risiko ist die Vereinbarung eines
Risikozuschlages bis zur einfa-
chen Beitragshöhe zulässig.

§ 3
Wartezeiten

(1) Die Wartezeit rechnet vom
Versicherungsbeginn an.

(2) Die Wartezeit beträgt drei
Jahre (läuft jedoch bis zur Voll-
endung des fünften Lebensjah-
res).*

(3) Bei Vertragsänderungen gel-
ten die Wartezeitregelungen für
den hinzukommenden Teil des
Versicherungsschutzes.

§ 4
Umfang der Leistungspflicht

(1) Art und Höhe der Versiche-
rungsleistungen ergeben sich
aus dem Tarif mit Tarifbedingun-
gen. Die Leistungspflicht des
Versicherers beginnt mit dem
im Tarif festgelegten Zeitpunkt,

frühestens ab dem 92. Tag nach
ärztlicher Feststellung der Pfle-
gebedürftigkeit und nach Ablauf
der Wartezeit.

(2) Soweit der Tarif Ersatz von
Aufwendungen für häusliche
Pflege vorsieht, wird nur geleis-
tet bei Inanspruchnahme von öf-
fentlichen oder freigemeinnützi-
gen Pflege- oder Sozialstationen
oder staatlich anerkanntem Pfle-
gepersonal.

(3) Bei stationärer Pflege wird
nur geleistet bei Aufenthalt in
konzessionierten oder öffentli-
chen Pflegeheimen, Pflegeab-
teilungen in Altenheimen oder
in Krankenanstalten. 

(4) Eintritt und Fortdauer der
Pflegebedürftigkeit sind durch
ärztliche Bescheinigungen nach-
zuweisen. Kosten je eines
Nachweises innerhalb von drei
Monaten hat der Versicherungs-
nehmer zu tragen. Kosten häufi-
ger verlangter Nachweise ge-
hen zu Lasten des Versicherers.
Bescheinigungen von Ehegat-
ten, Verwandten, Verschwäger-
ten oder im Haushalt des Versi-
cherten lebenden Personen rei-
chen zum Nachweis nicht aus.

* Gilt nur, wenn eine Versicherung ab Geburt
vorgesehen ist.
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§ 5
Einschränkung der
Leistungspflicht

(1) Keine Leistungspflicht be-
steht

a) für Versicherungsfälle, die
durch Kriegsereignisse verur-
sacht oder deren Ursachen
als Wehrdienstbeschädigung
anerkannt und nicht aus-
drücklich in den Versiche-
rungsschutz eingeschlossen
sind;

b) für Versicherungsfälle, die auf
Vorsatz oder Sucht beruhen;

c) für Aufwendungen aus Pfle-
ge durch Personen oder Ein-
richtungen, deren Rechnun-
gen der Versicherer aus wich-
tigem Grunde von der Erstat-
tung ausgeschlossen hat,
wenn der Versicherungsfall
nach der Benachrichtigung
des Versicherungsnehmers
über den Leistungsaus-
schluss eintritt. Sofern im
Zeitpunkt der Benachrichti-
gung ein Versicherungsfall
schwebt, besteht keine Leis-
tungspflicht für die nach Ab-
lauf von drei Monaten seit
der Benachrichtigung ent-
standenen Aufwendungen;

d) für Aufwendungen aus Pfle-
ge durch Ehegatten, Ver-

wandte, Verschwägerte oder
im Haushalt des Versicherten
lebende Personen. Soweit
der Tarif es vorsieht, wird je-
doch ein Pflegetagegeld ge-
zahlt;

e) während stationärer Heilbe-
handlung im Krankenhaus,
Rehabilitationsmaßnahmen,
Kur- und Sanatoriumsbehand-
lung und während Unterbrin-
gung aufgrund richterlicher
Anordnung.

(2) Übersteigt eine Pflegemaß-
nahme das notwendige Maß
oder ist die geforderte Vergü-
tung nicht angemessen, so
kann der Versicherer seine Leis-
tungen auf einen angemesse-
nen Betrag herabsetzen.

(3) Besteht auch Anspruch auf
Leistungen eines Sozialversi-
cherungsträgers, auf eine ge-
setzliche Heilfürsorge oder Un-
fallfürsorge, so ist der Versiche-
rer nur für die Aufwendungen
leistungspflichtig, welche trotz
der gesetzlichen Leistungen
notwendig bleiben.

§ 6
Auszahlung der
Versicherungsleistungen

(1) Der Versicherer ist zur Leis-
tung nur verpflichtet, wenn die
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von ihm geforderten Nachweise
erbracht sind; diese werden Ei-
gentum des Versicherers.

(2) Im Übrigen ergeben sich die
Voraussetzungen für die Fällig-
keit der Leistungen des Versi-
cherers aus § 11 Abs. 1 bis
3 VVG.

(3) Der Versicherer ist berech-
tigt, an den Überbringer oder
Übersender von ordnungsmäßi-
gen Nachweisen zu leisten.

(4) Kosten für die Überweisung
der Versicherungsleistungen
können von den Leistungen ab-
gezogen werden.

(5) Ansprüche auf Versiche-
rungsleistungen können weder
abgetreten noch verpfändet
werden.

§ 7
Ende des
Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz endet
– auch für schwebende Versi-
cherungsfälle – mit der Beendi-
gung des Versicherungsverhält-
nisses.

Pflichten des
Versicherungsnehmers

§ 8
Beitragszahlung

(1) Der Beitrag ist ein Jahresbei-
trag und wird vom Versiche-
rungsbeginn an berechnet. Er
ist zu Beginn eines jeden Versi-
cherungsjahres zu entrichten,
kann aber auch in gleichen mo-
natlichen Beitragsraten gezahlt
werden, die jeweils bis zur Fäl-
ligkeit der Beitragsrate als ge-
stundet gelten. Die Beitragsra-
ten sind am Ersten eines jeden
Monats fällig. Wird der Jahres-
beitrag während des Versiche-
rungsjahres neu festgesetzt, so
ist der Unterschiedsbetrag vom
Änderungszeitpunkt an bis zum
Beginn des nächsten Versiche-
rungsjahres nachzuzahlen bzw.
zurückzuzahlen.

(2) Wird der Vertrag für eine be-
stimmte Zeit mit der Maßgabe
geschlossen, dass sich das Ver-
sicherungsverhältnis nach Ab-
lauf dieser bestimmten Zeit still-
schweigend um jeweils ein Jahr
verlängert, sofern der Versiche-
rungsnehmer nicht fristgemäß
gekündigt hat, so kann der Tarif
an Stelle von Jahresbeiträgen
Monatsbeiträge vorsehen. Die-
se sind am Ersten eines jeden
Monats fällig.
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(3) Der erste Beitrag bzw. die er-
ste Beitragsrate ist spätestens
unverzüglich nach Aushändi-
gung des Versicherungsschei-
nes zu zahlen.

(4) Kommt der Versicherungs-
nehmer mit der Zahlung einer
Beitragsrate in Verzug, so wer-
den die gestundeten Beitragsra-
ten des laufenden Versiche-
rungsjahres fällig. Sie gelten je-
doch erneut als gestundet,
wenn der rückständige Beitrags-
teil einschließlich der Beitragsra-
te für den am Tage der Zahlung
laufenden Monat und die Mahn-
kosten entrichtet sind.

(5) Nicht rechtzeitige Zahlung
des Erstbeitrages oder eines
Folgebeitrages kann unter den
Voraussetzungen der §§ 38
Abs. 1, 39 VVG zum Verlust des
Versicherungsschutzes führen.
Ist ein Beitrag bzw. eine Bei-
tragsrate nicht rechtzeitig ge-
zahlt und wird der Versiche-
rungsnehmer schriftlich ge-
mahnt, so ist er zur Zahlung der
Mahnkosten verpflichtet, deren
Höhe sich aus dem Tarif ergibt.

(6) Die Beiträge bzw. Beitragsra-
ten sind bis zum Ablauf des Mo-
nats zu zahlen, in dem das Versi-
cherungsverhältnis endet.

(7) Die Beiträge sind an die vom
Versicherer zu bezeichnende
Stelle zu entrichten.

§ 8a
Beitragsberechnung

(1) Die Berechnung der Beiträge
erfolgt nach Maßgabe der Vor-
schriften des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes (VAG) und ist in
den technischen Berechnungs-
grundlagen des Versicherers
festgelegt.

(2) Bei einer Änderung der
Beiträge, auch durch Änderung
des Versicherungsschutzes,
wird das Geschlecht und das
(die) bei In-Kraft-Treten der Än-
derung erreichte tarifliche Le-
bensalter (Lebensaltersgruppe)
der versicherten Person berück-
sichtigt. Dabei wird dem Ein-
trittsalter der versicherten Per-
son dadurch Rechnung getra-
gen, dass eine Alterungsrück-
stellung gemäß den in den tech-
nischen Berechnungsgrundlagen
festgelegten Grundsätzen ange-
rechnet wird. Eine Erhöhung der
Beiträge oder eine Minderung
der Leistungen des Versicherers
wegen des Älterwerdens der
versicherten Person ist jedoch
während der Dauer des Versi-
cherungsverhältnisses ausge-
schlossen, soweit eine Alte-
rungsrückstellung zu bilden ist.
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(3) Bei Beitragsänderungen
kann der Versicherer auch be-
sonders vereinbarte Beitragszu-
schläge entsprechend ändern.

(4) Liegt bei Vertragsänderun-
gen ein erhöhtes Risiko vor,
steht dem Versicherer für den
hinzukommenden Teil des Versi-
cherungsschutzes zusätzlich
zum Beitrag ein angemessener
Zuschlag zu. Dieser bemisst
sich nach den für den Ge-
schäftsbetrieb des Versicherers
zum Ausgleich erhöhter Risiken
maßgeblichen Grundsätzen.

§ 8b
Beitragsanpassung

(1) Im Rahmen der vertraglichen
Leistungszusage können sich
die Leistungen des Versicherers
z.B. aufgrund von Veränderun-
gen der Pflegekosten, der Pfle-
gedauern oder der Häufigkeit
von Pflegefällen ändern. Dem-
entsprechend vergleicht der
Versicherer zumindest jährlich
für jeden Tarif die erforderlichen
mit den in den technischen Be-
rechnungsgrundlagen kalkulier-
ten Versicherungsleistungen.
Ergibt diese Gegenüberstellung
eine Abweichung von mehr als
dem tariflich festgelegten Vom-
hundertsatz, werden alle Beiträ-
ge dieses Tarifs vom Versicherer
überprüft und, soweit erforder-

lich, mit Zustimmung des
Treuhänders angepasst. Unter
den gleichen Voraussetzungen
kann auch eine betragsmäßig
festgelegte Selbstbeteiligung
angepasst und ein vereinbarter
Beitragszuschlag entsprechend
geändert werden.

(2) Wenn die unternehmensei-
genen Rechnungsgrundlagen
für die Beobachtung nicht aus-
reichen, wird dem Vergleich
gemäß Abs. 1 Satz 2 die Ge-
meinschaftsstatistik des Ver-
bandes der privaten Krankenver-
sicherung e.V. zugrunde gelegt.

(3) Von einer Beitragsanpassung
kann abgesehen werden, wenn
nach übereinstimmender Beur-
teilung durch den Versicherer
und den Treuhänder die Verän-
derung der Versicherungsleis-
tungen als vorübergehend anzu-
sehen ist.

(4) Anpassungen nach Abs. 1
werden zu Beginn des zweiten
Monats wirksam, der auf die
Benachrichtigung der Versiche-
rungsnehmer folgt, sofern nicht
mit Zustimmung des Treuhän-
ders ein anderer Zeitpunkt be-
stimmt wird.
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§ 9
Obliegenheiten

(1) Die ärztliche Feststellung der
Pflegebedürftigkeit ist dem Ver-
sicherer unverzüglich – spätes-
tens innerhalb der im Tarif fest-
gesetzten Frist – durch Vorlage
eines Nachweises (§ 4 Abs. 4)
unter Angabe des Befundes und
der Diagnose sowie der voraus-
sichtlichen Dauer der Pflegebe-
dürftigkeit anzuzeigen. Der
Wegfall der Pflegebedürftigkeit
ist dem Versicherer unverzüg-
lich anzuzeigen.

(2) Der Versicherungsnehmer
hat auf Verlangen des Versiche-
rers jede Auskunft zu erteilen,
die zur Feststellung des Versi-
cherungsfalles oder der Leis-
tungspflicht des Versicherers
und ihres Umfanges erforderlich
ist. Die Auskünfte sind auch ei-
nem Beauftragten des Versiche-
rers zu erteilen.

(3) Auf Verlangen des Versiche-
rers ist die versicherte Person
verpflichtet, sich durch einen
vom Versicherer beauftragten
Arzt untersuchen zu lassen.

(4) Die versicherte Person hat
nach Möglichkeit für die Minde-
rung des Schadens zu sorgen
und alle Handlungen zu unter-
lassen, die der Genesung hin-
derlich sind.

(5) Der Neuabschluss einer wei-
teren oder die Erhöhung einer
anderweitig bestehenden Versi-
cherung mit Anspruch auf Leis-
tungen wegen Pflegebedürftig-
keit darf nur mit Einwilligung
des Versicherers vorgenommen
werden.

§ 10
Folgen von Obliegenheits-
verletzungen

(1) Der Versicherer ist mit der in
§ 6 Abs. 3 VVG vorgeschriebe-
nen Einschränkung von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei,
wenn eine der in § 9 Abs. 1 bis 4
genannten Obliegenheiten ver-
letzt wird. Bei verspätetem Zu-
gang der Anzeige nach § 9
Abs. 1 Satz 1 wird ein vereinbar-
tes Pflegetagegeld erst vom Zu-
gangstage an gezahlt, jedoch
nicht vor dem Beginn der Leis-
tungspflicht und dem im Tarif
vorgesehenen Zeitpunkt.

(2) Wird die in § 9 Abs. 5 ge-
nannte Obliegenheit verletzt, so
ist der Versicherer nach Maßga-
be des § 6 Abs. 1 VVG von der
Verpflichtung zur Leistung frei,
wenn er von seinem Kündi-
gungsrecht innerhalb eines Mo-
nats nach dem Bekanntwerden
Gebrauch macht. Dieses Recht
kann nur innerhalb der ersten
zehn Versicherungsjahre aus-
geübt werden.
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(3) Die Kenntnis und das Ver-
schulden der versicherten Per-
son stehen der Kenntnis und
dem Verschulden des Versiche-
rungsnehmers gleich.

§ 11
Ansprüche gegen Dritte

Hat der Versicherungsnehmer
oder eine versicherte Person
Schadenersatzansprüche nicht-
versicherungsrechtlicher Art ge-
gen Dritte, so besteht, unbe-
schadet des gesetzlichen Forde-
rungsüberganges gemäß § 67
VVG, die Verpflichtung, diese
Ansprüche bis zur Höhe, in der
aus dem Versicherungsvertrag
geleistet wird, an den Versiche-
rer schriftlich abzutreten. Gibt
der Versicherungsnehmer oder
eine versicherte Person einen
solchen Anspruch oder ein zur
Sicherung des Anspruches die-
nendes Recht ohne Zustim-
mung des Versicherers auf, so
wird dieser insoweit von der
Verpflichtung zur Leistung frei,
als er aus dem Anspruch oder
dem Recht hätte Ersatz erlan-
gen können.

§ 12
Aufrechnung

Der Versicherungsnehmer kann
gegen Forderungen des Versi-
cherers nur aufrechnen, soweit
die Gegenforderung unbestrit-
ten oder rechtskräftig festge-
stellt ist. Gegen eine Forderung
aus der Beitragspflicht kann je-
doch ein Mitglied eines Versi-
cherungsvereins nicht aufrech-
nen.

Ende der Versicherung

§ 13
Kündigung durch den
Versicherungsnehmer

(1) Der Versicherungsnehmer
kann das Versicherungsverhält-
nis zum Ende eines jeden Versi-
cherungsjahres, frühestens aber
zum Ablauf einer vereinbarten
Vertragsdauer, mit einer Frist
von drei Monaten kündigen.

(2) Die Kündigung kann auf ein-
zelne versicherte Personen oder
Tarife beschränkt werden. (Die-
ses Recht kann jedoch nicht so
ausgeübt werden, dass ab Ge-
burt mitversicherte Minderjähri-
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ge ohne einen Elternteil versi-
chert bleiben.)*

(3) Wird eine versicherte Person
kraft Gesetzes pflegeversiche-
rungspflichtig, so kann der Ver-
sicherungsnehmer binnen zwei
Monaten nach Eintritt der Versi-
cherungspflicht insoweit eine
Pflegekrankenversicherung
rückwirkend zum Eintritt der
Versicherungspflicht kündigen.
Macht der Versicherungsneh-
mer von seinem Kündigungs-
recht Gebrauch, steht dem Ver-
sicherer der Beitrag nur bis zu
diesem Zeitpunkt zu. Später
kann der Versicherungsnehmer
das Versicherungsverhältnis in-
soweit nur zum Ende des Mo-
nats kündigen, in dem er den
Eintritt der Versicherungspflicht
nachweist. Der Versicherungs-
pflicht steht gleich der gesetzli-
che Anspruch auf Familienversi-
cherung oder der nicht nur vorü-
bergehende Anspruch auf Heil-
fürsorge aus einem beamten-
rechtlichen oder ähnlichen
Dienstverhältnis.

(4) Hat eine Vereinbarung im
Versicherungsvertrag zur Folge,
dass bei Erreichen eines be-
stimmten Lebensalters oder bei
Eintritt anderer dort genannter

Voraussetzungen der Beitrag für
ein anderes Lebensalter oder ei-
ne andere Altersgruppe gilt,
oder der Beitrag unter Berück-
sichtigung einer Alterungsrück-
stellung berechnet wird, kann
der Versicherungsnehmer das
Versicherungsverhältnis hin-
sichtlich der betroffenen versi-
cherten Person binnen zwei
Monaten nach der Änderung
zum Zeitpunkt deren In-Kraft-
Tretens kündigen, wenn sich
der Beitrag durch die Änderung
erhöht.

(5) Erhöht der Versicherer die
Beiträge oder vermindert er sei-
ne Leistungen gemäß § 18
Abs. 1, so kann der Versiche-
rungsnehmer das Versiche-
rungsverhältnis hinsichtlich der
betroffenen versicherten Per-
son innerhalb eines Monats
vom Zugang der Änderungsmit-
teilung an zum Zeitpunkt des
Wirksamwerdens der Änderung
kündigen. Bei einer Beitragser-
höhung kann der Versicherungs-
nehmer das Versicherungsver-
hältnis auch bis und zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der
Erhöhung kündigen.

(6) Der Versicherungsnehmer
kann, sofern der Versicherer die
Anfechtung, den Rücktritt oder
die Kündigung nur für einzelne
versicherte Personen oder Tari-
fe erklärt, innerhalb von zwei

* Gilt nur, wenn eine Versicherung ab Geburt vor-
gesehen ist.
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Wochen nach Zugang dieser Er-
klärung die Aufhebung des übri-
gen Teils der Versicherung zum
Schlusse des Monats verlan-
gen, in dem ihm die Erklärung
des Versicherers zugegangen
ist, bei Kündigung zu dem Zeit-
punkt, in dem diese wirksam
wird.

(7) Kündigt der Versicherungs-
nehmer das Versicherungsver-
hältnis insgesamt oder für ein-
zelne versicherte Personen, ha-
ben die versicherten Personen
das Recht, das Versicherungs-
verhältnis unter Benennung des
künftigen Versicherungsneh-
mers fortzusetzen. Die Er-
klärung ist innerhalb zweier Mo-
nate nach der Kündigung abzu-
geben. Die Kündigung ist nur
wirksam, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass
die betroffenen versicherten
Personen von der Kündigungs-
erklärung Kenntnis erlangt ha-
ben.

§ 14
Kündigung durch den
Versicherer

(1) Der Versicherer verzichtet
auf das ordentliche Kündigungs-
recht.

(2) Die gesetzlichen Bestim-
mungen über das außerordentli-

che Kündigungsrecht bleiben
unberührt.

(3) Die Kündigung kann auf ein-
zelne versicherte Personen oder
Tarife beschränkt werden.

§ 15
Sonstige Beendigungsgründe

(1) Das Versicherungsverhältnis
endet mit dem Tod des Versi-
cherungsnehmers. Die versi-
cherten Personen haben jedoch
das Recht, das Versicherungs-
verhältnis unter Benennung des
künftigen Versicherungsneh-
mers fortzusetzen. Die Er-
klärung ist innerhalb zweier Mo-
nate nach dem Tode des Versi-
cherungsnehmers abzugeben.

(2) Beim Tod einer versicherten
Person endet insoweit das Ver-
sicherungsverhältnis.

(3) Das Versicherungsverhältnis
endet mit dem Wegzug des Ver-
sicherungsnehmers aus dem
Tätigkeitsgebiet des Versiche-
rers, es sei denn, dass eine an-
derweitige Vereinbarung getrof-
fen wird. Bei Wegzug einer ver-
sicherten Person endet insoweit
das Versicherungsverhältnis.
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Sonstige Bestimmungen

§ 16
Willenserklärungen und
Anzeigen

Willenserklärungen und Anzei-
gen gegenüber dem Versicherer
bedürfen der Schriftform. Zu ih-
rer Entgegennahme sind Versi-
cherungsvermittler nicht bevoll-
mächtigt.

§ 17
Klagefrist / Gerichtsstand

(1) Hat der Versicherer einen An-
spruch auf Versicherungsleis-
tungen dem Grunde oder der
Höhe nach abgelehnt, so ist er
insoweit von der Verpflichtung
zur Leistung frei, wenn der An-
spruch vom Versicherungsneh-
mer nicht innerhalb von sechs
Monaten gerichtlich geltend ge-
macht wird. Die Frist beginnt
erst, nachdem der Versicherer
den Anspruch unter Angabe der
mit dem Ablauf der Frist verbun-
denen Rechtsfolgen schriftlich
abgelehnt hat.

(2) Klagen gegen den Versiche-
rer können bei dem Gericht am
Sitz des Versicherers oder bei
dem Gericht des Ortes anhän-
gig gemacht werden, wo der
Vermittlungsagent zur Zeit der

Vermittlung seine gewerbliche
Niederlassung oder in Ermange-
lung einer solchen seinen
Wohnsitz hat.

(3) Für Klagen aus dem Versi-
cherungsverhältnis gegen den
Versicherungsnehmer ist das
Gericht des Ortes zuständig, an
dem der Versicherungsnehmer
seinen Wohnsitz oder den Sitz
oder die Niederlassung seines
Geschäfts- oder Gewerbebetrie-
bes hat.

§ 18
Änderungen der Allgemeinen
Versicherungsbedingungen

(1) Die Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen können un-
ter hinreichender Wahrung der
Belange der Versicherten vom
Versicherer mit Zustimmung ei-
nes unabhängigen Treuhänders
mit Wirkung für bestehende
Versicherungsverhältnisse, auch
für den noch nicht abgelaufenen
Teil des Versicherungsjahres,
geändert werden

a) bei einer nicht nur vorüberge-
henden Veränderung der Ver-
hältnisse des Gesundheits-
wesens,

b) im Falle der Unwirksamkeit
von Bedingungen,
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c) bei Änderungen von Geset-

zen, auf denen die Bestim-
mungen des Versicherungs-
vertrages beruhen,

d) bei unmittelbar den Versiche-
rungsvertrag betreffenden
Änderungen der höchstrich-
terlichen Rechtsprechung,
der Verwaltungspraxis der
Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht oder
der Kartellbehörden.

In den Fällen der Buchstaben c
und d ist eine Änderung nur
zulässig, soweit sie Bestimmun-
gen über Versicherungsschutz,
Pflichten des Versicherungsneh-
mers, Sonstige Beendigungs-
gründe, Willenserklärungen und
Anzeigen sowie Gerichtsstand
betrifft.

(2) Die neuen Bedingungen sol-
len den ersetzten rechtlich und
wirtschaftlich weitestgehend

entsprechen. Sie dürfen die Ver-
sicherten auch unter Berück-
sichtigung der bisherigen Ausle-
gung in rechtlicher und wirt-
schaftlicher Hinsicht nicht unzu-
mutbar benachteiligen.

(3) Änderungen nach Abs. 1
werden zu Beginn des zweiten
Monats wirksam, der auf die
Benachrichtigung der Versiche-
rungsnehmer folgt, sofern nicht
mit Zustimmung des Treuhän-
ders ein anderer Zeitpunkt be-
stimmt wird.

(4) Zur Beseitigung von Ausle-
gungszweifeln kann der Versi-
cherer mit Zustimmung des
Treuhänders den Wortlaut von
Bedingungen ändern, wenn die-
se Anpassung vom bisherigen
Bedingungstext gedeckt ist und
den objektiven Willen sowie die
Interessen beider Parteien
berücksichtigt. Abs. 2 gilt ent-
sprechend.
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